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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Bard, Frau Dr. Hickel, Burgmann 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1871 — 

Plutoniumtransporte in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister des Innern — RS I 7 — 510 211/11 — hat mit 
Schreiben vom 11. September 1984 die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

1. Hält die Bundesregierung die von den USA ergriffenen Sicher-
heitsvorkehrungen für den Transpo rt  von 189 kg Plutonium aus der 
französischen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague nach Japan 
(Luftüberwachung und Begleitung durch Kriegsschiffe) angesichts 
der mit den Plutoniumtransporten verbundenen Gefahren für an-
gemessen? 

Maßnahmen zum Schutz von Kernbrennstoffen gegen Störmaß-
nahmen Dritter (Sicherungsmaßnahmen) unterliegen in allen 
Staaten, die Kernenergie nutzen, der Geheimhaltung. Der Bun-
desregierung liegen daher weder Informationen französischer, 
amerikanischer oder japanischer Dienststellen über die Sicher-
heits- und Sicherungsmaßnahmen bei den Plutoniumtransporten 
von der französischen Wiederaufarbeitungsanlage in Cap de La 
Hague nach Japan noch Einzelheiten einer etwaigen Luftüberwa-
chung oder Begleitung durch Kriegsschiffe durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika vor. Ein Urteil über die Angemessenheit der 
getroffenen Sicherungsmaßnahmen ist der Bundesregierung aus 
diesem Grunde nicht möglich. 

Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß die am Trans-
port beteiligten Staaten die nach ihren jeweiligen nationalen und 
nach internationalen Vorschriften erforderlichen Sicherungsmaß-
nahmen getroffen haben, um jede Gefährdung durch den Pluto-
niumtransport auszuschließen. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung US-amerikanischer 
Senatoren, wonach 

a) das in La Hague abgetrennte Plutonium für den Bau von Atom-
bomben geeignet ist, 

b) die 189 kg des nach Japan zu transportierenden Plutoniums für 
den Bau von 30 Atombomben ausreicht? 

Die Frage, ob das in Cap de La Hague abgetrennte Plutonium zum 
Bau von Atombomben geeignet ist und ob die nach Japan zu 
transportierende Menge zum Bau von 30 Atombomben ausreicht, 
kann nur bei Kenntnis der genauen Isotopenzusammensetzung 
dieses Plutoniums sowie von Art und Menge etwaiger Verunreini-
gungen durch andere Spaltprodukte beantwortet werden. Derar-
tige Informationen liegen der Bundesregierung jedoch nicht vor. 

3. Wieviel Plutoniumtransporte wurden bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland mit jeweils welchen Gewichtsmengen durchgeführt? 

Innerhalb der letzten zehn Jahre wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland rd. 1 000 Plutoniumtransporte durchgeführt. Die 
jeweils transportierten Gewichtsmengen lagen zwischen wenigen 
Mikrogramm und 68 kg. 

4. Welches waren die Herkunfts- und Zielorte dieser Transpo rte, 
welche Regionen wurden bisher von Plutoniumtransporten 
berührt, und welche Firmen waren daran beteiligt? 

Es handelt sich sowohl um Transporte innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland als auch um Transporte aus Frankreich, Belgien 
und Großbritannien sowie zur Internationalen Atomenergieorga-
nisation (IAEO) in Österreich, insbesondere um solche Plutonium-
chargen, die zu Untersuchungszwecken mehrfach zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und diesen Staaten hin- und her

-

transportiert wurden. 

Die innerhalb der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten 
Plutoniumtransporte wurden jeweils zwischen kerntechnischen 
Anlagen zur Bestrahlung (Kernforschungszentren), Abtrennung 
(Wiederaufarbeitungsanlagen), Lagerung und Verarbeitung 
(Brennelementfabriken) des Plutoniums durchgeführt. Angaben 
über die von Plutoniumtransporten berührten Regionen und die 
beteiligten Firmen unterliegen aus Gründen des Schutzes der 
Transportwege gegen Störmaßnahmen Dritter der Geheimhal-
tung. 

5. Auf welchen Transportmitteln wird Plutonium in der Bundesrepu-
blik Deutschland bewegt, welche Barrierensysteme werden hierbei 
benutzt? 

Plutonium wird in der Bundesrepublik Deutschland mit Lastkraft

-

wagen transportiert, die unter Sicherungsgesichtspunkten spe

-

ziell hergestellt wurden. Die Umschließung des Mate rials mit 
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technischen Barrieren erbringt einen so hohen Widerstandswert, 
daß Angreifer keine Chance zum Zugriff auf das Plutonium 
haben. 

6. Welche Sicherheitsvorkehrungen werden getroffen, um die auf 
dem Landweg durch die Bundesrepublik Deutschland transportier-
ten Plutoniumbestände zu sichern, wie bewertet die Bundesregie-
rung das Sicherheitsrisiko für Binnenlandtransporte im Vergleich 
zum Seeweg? 

Der Transport von Plutonium bedarf der atomrechtlichen Geneh-
migung nach § 4 Atomgesetz. Sie wird nur erteilt, wenn alle 
sicherheitstechnischen Vorkehrungen getroffen sind. Der Trans-
portweg kann hierbei vorgeschrieben werden. Im einzelnen sind 
die Sicherheitsvorkehrungen im Hinblick auf Transportsicherheit 
und Strahlenschutz in den folgenden Vorschriften festgelegt: 

Für den grenzüberschreitenden Transport von Plutonium gelten 
die Bestimmungen der Klasse 7 des Europäischen Übereinkom-
mens über die Internationale Beförderung gefährlicher Güter auf 
der Straße (ADR) und der Internationalen Ordnung für die Beför-
derung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn (RID). Gleiche Vor-
schriften für den nationalen Straßen- und Schienenverkehr ent-
halten die Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße (GGVS) bzw. die Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter mit der Eisenbahn (GGVE). Für den Seever-
kehr gilt die Gefahrgutverordnung See (Anlage, Klasse 7). Alle 
Vorschriften sind in ihrem Sicherheitsstandard bei den genannten 
Verkehrsträgern gleich, da sie auf den Empfehlungen der IAEO 
basieren. 

Die Sicherheit der Binnenlandtransporte ist sowohl im Hinblick 
auf die Transportsicherheit als auch auf den Strahlenschutz 
gleichwertig mit der Sicherheit des Transports auf dem Seeweg; 
die jeweils zu treffenden Sicherheitsvorkehrungen sind unter 
Beachtung der speziellen Eigenschaften der verschiedenen Ver-
kehrsträger festgelegt worden. 

7. Welche Behörden und Dienststellen waren bisher verantwortlich 
für die Sicherheit der Plutoniumtransporte? Existieren Katastro-
phenschutzpläne in den durch Transporte gefährdeten Regionen? 

Für die Genehmigung der Plutoniumtransporte ist die Physika-
lisch-Technische Bundesanstalt zuständig; sie ist auch zentrale 
Meldestelle für alle Zwischenfälle beim Transport radioaktiver 
Stoffe. In der für jeden Transport zu erteilenden Genehmigung 
werden die Sicherheitsvorkehrungen und die Anforderungen an 
die Transportsicherung festgelegt; so fließen auch die für die 
Einschließung des Plutoniums erforderlichen Anforderungen an 
die Verpackung ein. Zuständig für die fachtechnische Prüfung der 
Verpackung ist die Bundesanstalt für Materialprüfung. 

Die Aufsicht über die Transporte führen die nach dem Atomgesetz 
zuständigen Aufsichtsbehörden und die Innenminister der von 
den Plutoniumtransporten berührten Länder. 
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Für radiologische Unfälle besteht in den Ländern eine Katastro-
phenschutzplanung. 

8. Welche Staaten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland waren 
bisher von Transporten bundesdeutschen Plutoniums be troffen? 

Von Transporten von in der Bundesrepublik Deutschland erzeug-
tem Plutonium waren Frankreich und Belgien, in geringem 
Umfang auch Großbritannien, die USA und IAEO in Österreich 
berührt. 

9. Welche Sicherungsmaßnahmen wurden in diesen Staaten im 
Zusammenhang mit bundesdeutschen Plutoniumtransporten 
getroffen? In welchem Umfang und mit welchem Resultat wurden 
bisher Maßnahmen zur internationalen Koordinierung und Anglei-
chung von Sicherheitsmaßnahmen getroffen? 

Die internationale Koordinierung und Angleichung von Sicher-
heitsmaßnahmen obliegt der Internationalen Atomenergieorgani-
sation (IAEO); sie hat entsprechende Empfehlungen erarbeitet. 

Materielle Sicherungsanforderungen enthält insbesondere das 
Wiener Übereinkommen über die Sicherung von Kernmaterial, 
das von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet ist. Das 
Ratifizierungsverfahren ist eingeleitet. Der wesentliche Inhalt des 
Übereinkommens wird bei den grenzüberschreitenden Transpor-
ten bereits praktiziert. 

10. Inwieweit haben die USA ein Mitsprache- bzw. Einspruchsrecht 
bei der Durchführung von Plutoniumtransporten bundesdeutscher 
Herkunft? 

11. Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form wurde eine diesbezüg-
liche Einflußnahme der USA bisher geltend gemacht? 

Bei Transporten von Plutonium, das bei der Bestrahlung von 
Kernmaterial amerikanischen Ursprungs in deutschen Reaktoren 
erzeugt wird, haben die USA kein Mitspracherecht, wenn es sich 
um Transporte innerhalb der Europäischen Gemeinschaft han-
delt. Bei Transporten von Plutonium aus der Bundesrepublik 
Deutschland in Staaten außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft können derartige Mitspracherechte bestehen, doch sind 
derartige Fälle noch nicht akut geworden. Die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und die Gemeinschaft selbst haben in Ergänzung 
des Zusatzabkommens über Zusammenarbeit bei der f riedlichen 
Nutzung der Kernenergie zwischen den USA und der Europäi-
schen Atomgemeinschaft vom 11. Juni 1960 den USA im Jahre 
1978 zugesichert, daß sie auf Kernmaterial amerikanischen 
Ursprungs Maßnahmen des physischen Schutzes anwenden, 
deren Grad sich nach den einschlägigen internationalen Richt-
linien bestimmt. 
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12. Sieht sich die Bundesregierung durch die jüngsten Aktivitäten der 
USA zu einer Verschärfung der nationalen Sicherungsmaßnahmen 
veranlaßt? 

Nein. 

13. Welche Auswirkungen wird die Errichtung einer nationalen Wie-
deraufarbeitungsanlage für die zukünftigen Plutoniumtransporte 
durch die Bundesrepublik Deutschland haben? 

14. In welchem zeitlichen Abstand, mit welchen Transportmedien und 
in welchen Größenordnungen ist nach Errichtung einer nationalen 
Wiederaufarbeitungsanlage mit Plutoniumtransporten zu rechnen? 

Das aus den abgebrannten Brennelementen der Kernkraftwerke 
abgetrennte Plutonium wird nach Inbetriebnahme der geplanten 
Wiederaufarbeitungsanlage direkt zu Mischoxidbrennelementen 
(Plutoniumanteil ca. 5 %) weite rverarbeitet. Plutoniumtransporte 
durch die Bundesrepublik Deutschland werden dadurch erheblich 
reduziert. 








